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weltweit weiter. Hätte die-
ses bescheidene Ergebnis
nicht auch ohne grüne Par-
teien, allein durch außer-
parlamentarischen Druck
erreicht werdenkönnen?
Hätte es keine grünen Par-

teienin Deutschland und Bel-
giengegeben, dann wäre über
einen Atomausstieg nicht ein-
mal diskutiert worden. Es
braucht ein Zusammenspiel
zwischen außerparlamentari-
scher Opposition und einer
Vertretung i m Parlament.
Ohne die Grünen in der
Chamber wäre BTBlängst ge-
storben, es gäbe kein Förder-
programm für alternative
Energien. Ob der Gewinn
durch eine grüne Regierungs-
beteiligung so großist, darü-
ber binich mir allerdings gar
nicht sosicher.
Warum? Weil die Grü-

nen dabei dieselben fau-
len Kompromisse einge-
hen müssten wie andere
Parteien?

Die Entscheidung, ins Par-
lament zu gehen, schließt die
Möglichkeit einer zukünftigen
Machtbeteiligung ein. Wenn
die Grünenin der Verantwor-
tung sind, müssen sie, wie al-
le, Kompromisse eingehen.
Was wirklich zählt ist dann,
wie viel politisches Gewicht
wir haben, obes unsgelungen
ist, unsereIdeen gesellschaft-
lich zuthematisieren. Ich wä-
relieber mit acht Abgeordne-
tenin der Opposition als mit
fünf inder Regierung.
Was die Bilanz der grünen

Bewegung angeht, so hat sie
ineiner historischkurzenZeit
recht viel aufzuweisen. Trotz-
dem sollten wir bescheiden
sein− das meiste bleibt noch
zu tun. Wenn 150 Jahre lang
ein falscher Kurs gefahren
wird, kann man nicht erwar-
ten, dass sich binnen 20 Jah-
renalles zumGuten wendet.
Wieist dasVerhältnisder

Grünen zur Zivilgesell-
schaft? Betätigen sich Par-
teimitglieder heute nicht
eher in einer Umweltkom-
mission als in einem Frie-
denskomitee?

"Lieber mit acht Ab-
geordnetenin der Op-
position als mitfünf
in der Regierung."
Wir warenbei denAktionen

gegen den Irak−Krieg wie ge-
gen die Lex Greenpeace da-
bei, insbesondere die "Jonk
Gréng". Aber wir sindnicht so
zahlreich. Wenn unsere Mit-
glieder sehen, dass es eine zi-
vilgesellschaftliche Struktur
gibt, die funktioniert, dann
reicht es uns, präsent zu sein
und die Bewegung zu unter-
stützen. Es ist nicht wün-
schenswert, dass solche Ini-
tiativen von politischen Par-
teien"récupériert" werden.
Wie wichtigist denn aus

grüner Sicht die Zivilgesell-
schaftfürdie Durchsetzung
von Veränderungen?
Gerade aus meiner Erfah-

rung als Bürgermeister weiß
ich: Es ist einfacher, gewisse
Dinge von oben herab, ich
will nicht sagen, durchzuset-
zen, aber zu thematisieren,
anzuleiern. Wenn dann auch
nochandere gesellschaftliche
Kräfte ein Projekt aufgreifen
und von unten unterstützen,
dann ist das Zusammenspiel
von "top−down" und "bottom−
up" perfekt.

GRÜNE, MACHT, VERÄNDERUNG

"Esgeht umdasgesellschaftliche
Kräfteverhältnis"

Der grüne Abgeordnete
Camille Gira

ist opti mistisch:
Veränderungen, die auf

den ersten Blick
unmöglich erscheinen,
sind politisch durch-

setzbar. Doch nur, wenn
dabei die BürgerInnen
einbezogen werden.

woxx: Vor20Jahren wur-
den die Luxemburger Grü-
nen gegründet. Diese Zeit
war hierzulande und im
Auslandvon Aufbruchstim-
mung geprägt. Wie hat Ca-
mille Giradaserlebt?
Camille Gira: Mich hat die

Gründung der Grünen in
Deutschland wohl mehr ge-
prägt als die in Luxemburg.
Ich war zwar schon i m Ge-
meinderat und hatte Kontak-
te zum Mouvement écologi-
que, war aber nicht parteipo-
litisch engagiert. Als ab 1984
zwei Grüne in der Chamber
saßen, habeich michgefreut,
dass sichjemandfür Umwelt-
schutz stark machte. Damals
war das Thema Atomenergie
hochaktuell − die Demos ge-
gen Cattenomwaren eine Art
politische Taufefür mich.
Eigentlich ging es mir be-

reits 1982, als ich mit 23 Jah-
renfür den Gemeinderat kan-
didierte, umdiegleichenThe-
men wie heute, auch wenn
ich mir dessen nicht so be-
wusst war: die Sorgen umdie
Umwelt und die Zerstörung
des Lebensumfeldes allge-
mein sowie der Wunsch nach
mehr Bürgerbeteiligung. Ich
war entrüstet, wie ein paar
Personen i m Gemeinderat
über die Köpfe der Betroffe-
nen hinweg das Schicksal

einer ganzen Gemeinschaft
besti mmten.
Was hat sich verändert

seit jener Anfangszeit mit
ihren hohen Ansprüchen?
Stehen die Grünen noch zu
ihrenIdealen?
Ich sehe keinen grünen

Grundwert, der aufgegeben
worden wäre. Die grünen In-
halte sind aktueller denn je,
vielleicht heute auf globaler
statt auf lokaler oder nationa-
ler Ebene. Gewiss, bei m
Marsch durch die Institutio-
nen sind wir nicht umhin ge-
kommen, die Form anzupas-
sen− einePartei kannnichti m
luftleeren Raum funktionie-
ren. Anpassung in der Form
heißt aber längst nicht, dass
manseineInhalteverrät.
Worin unterscheidensich

die Grünen denn noch von
anderen Parteien? Ist der
Anspruch, ganzandersPoli-
tik machenzu wollen, verlo-
rengegangen?
Nein, auf keinen Fall. An-

ders als in Deutschland gilt
bei uns die Trennung von
Amt und Mandat: ein Ab-
geordneter kann nicht Spre-
cher sein. Wir sindin Luxem-
burg die einzige Partei mit
einer Sprecher−Sprecherin−
Doppelspitze. Richtig ist,
dass wir ein Instrument, um
anders Politik zu machen, ab-
geschafft haben: die Rotation.
Weil sie sich in der Realität
als quasi unbrauchbar erwie-
sen hat. Es dauert lange, bis
man sich i m Räderwerk der
Chamber zurecht findet.
Wenn man da etwas bewegen
will, macht es keinen Sinn, al-
le einoder zwei Jahre die Per-
sonen auszuwechseln. Trotz-
dem: Bei uns klebendie Leute
weniger anihren Sesseln und
es gibt weniger "Kumul" alsin
anderenParteien.
InderAnfangszeitsetzten

sich die Grünen für funda-
mentale gesellschaftliche
Veränderungen ein. Begnü-

gen sie sich heute damit,
Systemkorrekturen vorzu-
nehmen?
Als ich offiziell Mitglied

wurde, bei der Wiedervereini-
gung von GAP und GLEI 1993,
war kaumnoch die Rede von
einer Revolution. Alle Vorstel-
lungen von einer Ablösung
des Systems stehen vor dem
Problem, dass keine Alternati-
ve in Sicht ist. Wir Grünen
sind heute mindestens so kri-
tisch gegenüber der Praxis
des heutigen Kapitalismus
wiefrüher, aber nach 1989ist
die Suche nach Alternativen
nicht einfacher geworden. Für
Denkansätze, die zumZiel ha-
ben, systematische Verände-
rungen durchzusetzen, wären
die meisten Grünen besti mmt
zuhaben.
Die Bilanzdergrünen Be-

wegung ist dürftig. Zwar
spielt das Thema Nachhal-
tigkeitinderpolitischen De-
batte eine Rolle, doch die
Umweltzerstörung geht
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"Die Demos gegen Cattenomwaren eine Art politische Taufefür mich." (Foto: RK)

Kämpferisch: François Bausch.

KOMMENTAR

Pragmatisch und engagiertDie Luxemburger Grünen hätten i hre I deale verraten, so
die häufi ge Kritik von politischen GegnerI nnen. Man müs-
se, hält Camille Gira dementgegen, zwischen Formund I n-
halt unterschei den. Gewiss: den Woll pull over gegen Sakko
und Krawatte ei nzutauschen, umbei den WählerI nnen bes-
ser anzukommen, bedeutet nicht automatisch, sei ne Über-
zeugungen preiszugeben. Doch wie schnell auf die Anpas-
sung i n äußeren Dingen die Veränderung der I nhalte folgt,
kann man i n Deutschland sehen: Dort haben sich die Grü-
nen mit Vettern− und Kusi nen−Wirtschaft, mit Kriegstrei be-
rei und mit Machterhalt umjeden Preis kompromittiert.
I n Luxemburg dagegen ist die Bilanz der grünen Partei
weiterhi n eher positiv. I n der Chamber stehen sie für enga-
gierte li nke Kritik an der Regierungspolitik, und wo sie an
der Macht teil haben, gi bt es bisher kaum Anrüchi ges zu
berichten. Dass Camille Gira i n der BürgerI nnenbeteili gung
den Schl üssel zum Durchsetzen von Veränderungen sieht,
spricht ebenfalls für ei ne Verbundenheit mit den früheren
I dealen. Auch wenn es sich hierbei eher um eine diri gisti-
sche Variante der Beteili gung handelt, als um ei ne, die
Sel bstorganisation der Betroffenen betonende li bertäre, so
sind die Grünen doch der i n Luxemburg üblichen demokra-
tischen Praxis meilenweit voraus.
Diese pragmatische Herangehensweise, Veränderungen zu
erzielen, hat auch i hren Preis. Déi Gréng geben sich wenig
mit alternativen Theorien i n Bereichen wie Wirtschaft und
Friedenspolitik ab. Das macht es schwieri g, grundsätzliche
Positionen zu vertei di gen, i nsbesondere wenn man erst
ei nmal an der Macht beteili gt ist. Beruhi gend ist, wie
Camille Gira die Wichti gkeit von grüner Machtbeteili gung
relativiert. Besorgnis erregend dagegen, wie geri ng das
Bewusstsei n für die Versuchungen der Macht i n der Partei
zu sei n schei nt.

Raymond Klein



Déi Gréng
Einen kritischen Blick auf Déi Gréng, die gerade i h-
ren 20. Geburtstag feiern, wirft die woxx nach den
Dossiers über Déi Lénk und die LSAP. I mI nterview
erläutert Camille Gira unter anderem das Zusam-
menspiel von Partei und gesellschaftlichen Kräften.
Daneben wird die Haltung der europäischen und l u-
xemburgischen Grünen i n Sachen Friedenspolitik
unter die Lupe genommen.
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Für ihren 20. Geburtstag
habenDéi Gréngausgerech-
net einen Außenminister
und eine EU−Kommissarin
eingeladen. Wird die Rolle
der Institutionen nicht
überbewertet?
Ein Jahr vor den Wahlen

ging es darum, aufzuzeigen,
was Grüne in den vergange-
nen20Jahrenerreicht haben.
Ichfinde es normal, dass wir
versuchen, so bekannte Per-
sönlichkeiten vor unseren
Karren zu spannen. Inhaltli-
che Diskussionen sind bei
der Aufstellungunseres Wahl-
programms besser aufgeho-
ben als bei dieser Jubiläums-
feier.
Dergrößte Teil der Grün-

derInnenvonDéi Gréngver-
stand sich als politisch
linksstehend. Sinddie Grü-
nen heute noch eine linke
Partei?
Ichsehe nicht dengerings-

ten Grund, daranzuzweifeln.
Bei weltanschaulichen Fra-
genpositionierensich unsere
Mitglieder spontan, ohnegro-
ße Diskussionen auf der lin-
ken Seite. Wenn es allerdings
um Wirtschaftsfragen geht,
um notwendige strukturelle
Reformen, da habe ich das
Gefühl, dass momentan eine
gewisse Hilflosigkeit in der
Linken herrscht, gangbare Al-
ternativen zum Neoliberalis-
mus aufzuzeigen.

"Wenn esum Wirt-
schaftsfragen geht,
herrscht in der Lin-
ken eine gewisse
Hilflosigkeit, gang-
bare Alternativen
zumNeoliberalismus
aufzuzeigen."
Leider wird dieses linke

Selbstverständnis nicht un-
bedingt in der Öffentlichkeit
wahrgenommen. Unsere Mit-
glieder, unsere Stammwähler-
schaft kommen zu großen
Teilen aus der gehobenen
Mittelklasse. Wir haben es
nicht geschafft, anderen so-
zialen Schichten zu vermit-
teln, dass unsere Partei stark
sozial ausgerichtet ist. Wäh-
rend andere politische Kräfte
das Soziale gegendie Umwelt
ausspielen, versuchen wir,
die beiden in Einklang zu
bringen. Wir müssen klar
machen, dass eine nachhalti-

ge Entwicklung auch sozial
ist und gerade den sozial
Schwachen zugute kommt.
Die Ressourcen, die von
Umweltschäden aufgefressen
werden, fehlen nämlich,
um soziale Reformen zu fi-
nanzieren.
Meistens hört man eher:

Wer gegen den Flughafen-
ausbau ist, vernichtet Ar-
beitsplätze, wer gegen den
Tanktourismus ist, ruiniert
denStaatshaushalt.
Ja, esist uns nicht gelungen

zu vermitteln, dass der Tank-
tourismus total unnachhaltig
ist. Kurzfristig lassen wir un-

ser Sozialsystem von Grenz-
gängern und niederländi-
schenStraßentransporteuren
mitfinanzieren. Längerfristig
wird das ökologisch, ökono-
misch und sozial zurück-
schlagen.
Heißt das, die Grünen

fordern noch immer eine
drastische Erhöhung des
Benzinpreises?
Der Benzinpreis lässt sich

nicht von heute auf morgen
ans Ausland anpassen. Doch
wir haben Motionen einge-
reicht, die Regierung solle
Ausstiegsszenarien aus dem
Tanktourismus ausarbeiten

lassen. Man hätte die Steuer-
reform, bei der 40 Milliarden
Franken verteilt wurden, da-
für nutzen können − und der
Bevölkerung Kompensatio-
nen auszahlen könnenfür die
Umstellungen. In der jetzigen
wirtschaftlichen Situation
wird das alles schwieriger, fi-
nanziell, aber vor allem psy-
chologisch.
DieCSVmuss weg, hießes

vor kurzemaufdemgrünen
Kongress. Wird2004 mit ei-
ner Ampelkoalition alles
besser?
Ein Wechsel an der Spitze

würde Luxemburg besti mmt
guttun. Dochdasist nicht un-
ser Hauptziel. Wir müssenun-
ser Profil schärfen und versu-
chen, sostark wie möglichzu
werden. Anders als in
Deutschland gibt es hierzu-
lande keinen Lagerwahl-
kampf, deshalb sind Spekula-
tionen über eine Ampel−Koali-
tion müßig.
Zurück zur Machbarkeit

der Veränderung: Was sind
die praktischen Erfahrun-
geneinesBürgermeisters?
Ich bin eigentlich darüber

überrascht, wieviel maninei-
nemletztendlichsehr konser-
vativen Milieu bewegen kann.
Als ich anfing, war Beckerich
die zweit−schwärzeste Ge-
meindeimLand. Doch Verän-
derungen brauchenihre Zeit.
Wir betreiben seit 20 Jahren
aktive Bürgerbeteiligung. Das
macht es möglich, in einer
Landgemeinde relativ fort-
schrittlicheProjekteumzuset-
zen. Der Schlüssel ist i mmer,

dass wir anders Politik ma-
chen. Dabei geht es um die
Schaffungeines gesellschaftli-
chen Kräfteverhältnisses.
Wennicheinfachso mit einer
neuen Idee vor den Gemein-
derat trete, danngeheich ba-
den. Das ist auch richtig,
dennes soll nicht einer allein
entscheiden, auch wenn die
Idee nochsogutist.

"Wir müssen klar
machen, dasseine
nachhaltige Entwick-
lung gerade den
sozial Schwachen
zugutekommt."
Ich richte mich mit meiner

Idee also erst einmal an die
zuständigen Kommissionen
und an die Betroffenen. Dann
wird darüber diskutiert,
und es entsteht ein Projekt.
ZumBeispiel i mBereichEner-
gie: Wir sind jetzt so weit,
dass wir eine 100−prozenti-

ge Selbstversorgung für das
nächste Jahrzehnt anstreben
können. Auch bei der "struc-
ture d'accueil" waren wir Pio-
niere und wurdenvonkonser-
vativer Seite heftig angegrif-
fen. Heute ist das ein allge-
mein anerkannter Standort-
faktorfür unsere Gemeinde.
Aus diesen Erfahrungen

ziehe ich meinen Opti mis-
mus: Was in Beckerich mög-
lichist, ist überall möglich.

DasInterviewführte
RaymondKlein

Camille Giraist grüner
Abgeordneter und
Bürgermeistervon

Beckerich

Wahlversammlung"Gréngon Tour". (Fotos: Christian Mosar)

DIE GRÜNEN UND DERFRIEDEN

Nach demKosovoGewaltfreiheit war ein
grünes Grundprinzip.

Doch 1999unterstützten
erstmalsgrüne Parteien

eine offensive
Militäraktion.

Die Meinungen über
"humanitäre"Interven-
tionen gehen auch bei
Déi Gréng auseinander.

(RK) − Seit demIrak−Krieg
ist alles wieder gut. Während
der Demos standen die Grü-
nen wieder in der ersten Rei-
he der FriedensfreundInnen.
Vergessen scheint die zögerli-
che Haltungvon Déi Gréngim
März 1999, als die Nato zum
Angriff gegen Rest−Jugosla-
wien antrat. Dabei war es
schon erstaunlich, dass eine
Partei, die teilweise aus der
Friedensbewegung hervor-
ging, sich nicht durchringen
konnte, eine militärische "Lö-
sung" des Kosovo−Konflikts
abzulehnen. "Wir haben die

Intervention damals nicht ge-
fordert", betont der Abgeord-
nete Jean Huss gegenüber
der woxx. "Aber wir standen
unter dem Eindruckdes Mas-
sakers von Srebrenica und
der Bilder von Flüchtlings−
Trecksi mKosovo."

In den Nachbarländern, in
denen grüne Parteien in Re-
gierungen waren, wurde der
Kosovo−Krieg häufig als Mit-
tel zur Durchsetzung von
Menschenrechten gerechtfer-
tigt. In Luxemburg gab der
grüne Abgeordnete Robert

Garcia zu Protokoll, mit Aus-
nahme von Renée Wagener
sei seine Fraktion der Mei-
nung, die Intervention sei
"trotz aller Vorbehalte leider
unvermeidlich". In den Wo-
chendanachgabes zwar Kri-
tik an der Art, wie die Nato
den Kriegführte und Appelle
für eine Einstellung der Bom-
bardierungen. Doch in der
Frage nach der Rechtmäßig-
keit der Intervention an sich
hielt mansichzurück.
ImJanuar 2001 verabschie-

dete ein Déi−Gréng−Kongress
ein friedenspolitisches Pa-
pier. Danachist eine militäri-
sche Intervention nur noch
zulässig als letztes Mittel bei
massiver Gewalt gegendieZi-
vilbevölkerung. Und: ein Uno−
Mandat ist erforderlich.
Das war weder bei der Inter-
vention i m Kosovo noch bei
jenen in Afghanistan und i m
Irakder Fall. Dochgegenletz-
tere einzutreten, dazu gehör-
te für die Grünen nicht viel
politischer Mut − eine Mehr-
heit in Europa, Konservative
inbegriffen, kritisierte den
US−Alleingang. Was aber wer-
den Déi Gréng tun, wenn bei
einer nächsten "humanitä-
ren" Intervention das Fernse-
hen wieder Schreckensbilder
zeigt und sich die Volkspar-
teien alle für die militärische
Optionaussprechen?
Die Meinungender europä-

ischen grünen Parteien sind
geteilt. Alain Liepietz, inner-
halb von "Les Verts" eher
links stehend, rechtfertigt in
seinem Buch "Refonder
l'espérance" seine Unterstüt-
zung einer Intervention ohne
UN−Mandat. Er betont, dass
die Option zu bombardie-
ren ohne einzumarschieren
falsch war, aber: Milosevic

sei eben ein Faschist gewe-
sen. Dagegen übte Peter Pilz,
Sicherheitsexperte der öster-
reichischen Grünen, während
einer Konferenz in Luxem-
burg scharfe Kritik an der da-
maligen Entscheidung. Zwar
könne es Situationen geben,
indenenein militärisches Ein-
greifen notwendig sei. Doch
imFalle Kosovo seien dieIn-
dizien für einen Völkermord
nur vorgeschoben gewesen,
soseine Argumentation.
Auf dem Friedenskongress

2001 erklärte der Abgeordne-
te François Bausch, er habe
sich 1999 "kriegen lassen".
Sein Kollege Jean Huss denkt
zwar auch, viele Informatio-
nen seien manipuliert gewe-
sen. Dennoch: Das Verständ-
nis, das er damals für die In-
tervention hatte, sei nicht
ganz unbegründet gewesen.
Zusammen mit der Frage
nach der Haltung zur Nato
könnte dieInterventionsfrage
Stoff bietenfür eine friedens-
politische Debatte, wenn die
Grünen ihr Wahlprogramm
für 2004aufstellen.

Die AbgeordnetenJean Huss undFrançois Bausch.


